
Kondigen deze wet af, bevelen dat zij met ’s Lands zegel zal worden bekleed en door het Belgisch Staatsblad zal
worden bekendgemaakt.

Eupen, 30 november 1998.

J. MARAITE
Minister-President,

Minister van Finanziën, Buitenlandse Betrekkingen,
Gezondheid, Gezin en Bejaarden, Sport en Toerisme

K.H. LAMBERTZ
Minister van Jeugd, Vorming,

Media en soziale Zaken

W. SCHRÖDER
Minister van Onderwijs, Cultuur,

Wetenschappelijk Onderzoek en Monumenten en Landschappen

Nota

(1) Sitzungsperiode 1998-1999
Dokumente des Rates : 121 (1998-1999) Nr. 1 Dekretentwurf
121 (1998-1999) Nr. 2 Bericht
Ausführlicher Bericht : Diskussion und Abstimmung - Sitzung vom 30. November 1998

Kooperationsabkommen zwischen dem Föderalstaat, den Gemeinschaften und den Regionen
über die Kontinuität der Politik im Bereich Armut

Aufgrund von Artikel 77 der Verfassung;
Aufgrund des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen, insbesondere des Artikels 92bis

§ 1, eingefügt durch das Sondergesetz vom 8. August 1988 und abgeändert durch das Sondergesetz vom 16. Juli 1993;
Aufgrund des Sondergesetzes vom 12. Januar 1989 bezüglich der Brüsseler Institutionen, insbesondere der Arti-

kel 42 und 63;
Aufgrund des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über die institutionellen Reformen für die Deutschsprachige

Gemeinschaft, insbesondere Artikel 55bis, eingefügt durch das Gesetz vom 18. Juli 1990 und abgeändert durch das
Gesetz vom 5. Mai 1993;

Aufgrund des Beschlusses des Konzertierungsausschusses der Föderal-, Gemeinschafts- und Regionalregierungen
vom 3. Dezember 1997;

In Erwägung, daß prekäre Lebensumstände, Armut und soziale, wirtschaftliche und kulturelle Ausgrenzung, sei
es eines einzigen Menschen, eine schwere Verletzung der menschlichen Würde und der Menschenrechte, die für alle
gleich und unveräußerlich sind, darstellen;

In Erwägung, daß die Wiederherstellung der Voraussetzungen für ein Leben in Würde und für die Ausübung der
Menschenrechte, die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 und in den beiden
internationalen Pakten über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sowie über bürgerliche und politische Rechte
vom 19. Dezember 1966 dargelegt sind, ein gemeinsames Ziel für jede Behörde des Landes ist;

In Erwägung, daß es zur Verwirklichung dieser Zielsetzung insbesondere konstanter Bemühungen der einzelnen
Behörden auf eigener Ebene und in Abstimmung mit den anderen Behörden im Hinblick auf die Ausarbeitung,
Umsetzung und Evaluation einer Politik zur Prävention gegen prekäre Lebensumstände, zur Armutsbekämpfung und
zur sozialen Eingliederung bedarf;

In Erwägung, daß die soziale Sicherheit eine vorrangige Bedeutung im Hinblick auf die Wahrung des
gesellschaftlichen Zusammenhalts, die Prävention gegen prekäre Lebensumstände, Armut und soziale Ungleichheit
und die Emanzipation des Menschen hat;

In Erwägung, daß die Kontinuität dieser Eingliederungspolitik unter anderem durch Anpassung und Entwicklung
der öffentlichen Dienste gewährleistet werden muß;

In Erwägung, daß die Teilnahme aller, die von dieser Eingliederungspolitik betroffen sind, bereits bei deren
Ausarbeitung von den Behörden gewährleistet werden muß;

Haben
Der Föderalstaat, vertreten durch den Premierminister, die Ministerin der Sozialen Angelegenheiten, die

Ministerin der Beschäftigung und der Arbeit, beauftragt mit der Politik der Chancengleichheit zwischen Männern und
Frauen, der Minister der Volksgesundheit und der Pensionen und der Staatssekretär für Soziale Eingliederung,

Die Flämische Gemeinschaft und die Flämische Region, vertreten durch den Minister-Präsidenten ihrer Regierung
und die mit der Koordinierung der Politik im Bereich Armut und mit dem Personenbeistand beauftragten Minister,

Die Französische Gemeinschaft, vertreten durch die Minister-Präsidentin ihrer Regierung,
Die Deutschsprachige Gemeinschaft, vertreten durch den Minister-Präsidenten ihrer Regierung und den Minister

für Jugend, Ausbildung, Medien und Soziales,
Die Wallonische Region, vertreten durch den Minister-Präsidenten und den Minister für Soziale Angelegenheiten,
Die Region Brüssel-Hauptstadt, vertreten durch den Minister-Präsidenten,
Die Gemeinsame Gemeinschaftskommission, vertreten durch die mit dem Personenbeistand beauftragten

Mitglieder des Vereinigten Kollegiums,
das folgende vereinbart:
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Artikel 1. - Die Vertragsparteien verpflichten sich, ihre Politik in bezug auf die Prävention gegen prekäre
Lebensumstände, Armutsbekämpfung und soziale Eingliederung unter Beachtung ihrer jeweiligen Befugnisse nach
folgenden Grundsätzen fortzuführen und zu koordinieren:

* Konkretisierung der in Artikel 23 der Verfassung festgeschriebenen sozialen Rechte;

* gleicher Zugang für alle zu all diesen Rechten, was mit Aktivmaßnahmen verbunden sein kann;

* Schaffung und Ausbau von Modalitäten, die allen Behörden und Betroffenen, insbesondere den in Armut
lebenden Personen, die Teilnahme an der Ausarbeitung, der Umsetzung und der Evaluation dieser Politik ermöglichen;

* hinsichtlich der sozialen Eingliederung bedarf es einer übergreifenden, umfassenden und koordinierten Politik,
daß heißt, sie muß innerhalb aller Zuständigkeitsbereiche durchgeführt werden, und es bedarf einer ständigen
Evaluation sämtlicher Initiativen und Aktionen, die diesbezüglich durchgeführt und geplant werden.

Art. 2. - Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragspartner, jeder im Rahmen seiner Befugnisse, zur
Erarbeitung eines « Berichts über prekäre Lebens-umstände, Armut, soziale Ausgrenzung und ungleichen Zugang zu
den Rechten », nachstehend « der Bericht » genannt, beizutragen. Dieser Bericht wird alle zwei Jahre für den Monat
November auf der Grundlage der Beiträge der Vertragspartner von dem in Artikel 5 des vorliegenden Abkommens
vorgesehenen « Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebens-umständen und sozialer Ausgrenzung » erstellt.
Der Bericht wird in den drei Landessprachen abgefaßt.

Er umfaßt mindestens:

* eine Evaluation der Entwicklung bezüglich prekärer Lebensumstände, Armut und sozialer Ausgrenzung auf der
Grundlage der gemäß Artikel 3 definierten Indikatoren;

* eine Evaluation der effektiven Ausübung der sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, politischen und bürgerli-
chen Rechte sowie der Ungleichheiten, die beim Zugang zu diesen Rechten fortbestehen;

* eine Auflistung und eine Evaluation der politischen Maßnahmen und der Aktionen, die seit dem vorherigen
Bericht durchgeführt worden sind;

* Empfehlungen und konkrete Vorschläge, die kurz- und langfristig zur Verbesserung der Lage der Betroffenen in
sämtlichen Bereichen, die in vorliegendem Artikel erwähnt werden, beitragen können.

Art. 3. - Nach Beratung mit wissenschaftlichen Experten, den zuständigen Verwaltungen und Einrichtungen, den
Sozialpartnern und den Organisationen, die Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind, werden die Vertragspartner
untersuchen, welche quantitativen und qualitativen Indikatoren und welche Instrumente verwendet und/oder
ausgearbeitet werden können, um die Entwicklung in sämtlichen in Artikel 2 erwähnten Bereichen zu analysieren und
den zuständigen Behörden dadurch ein möglichst zielgerechtes Handeln zu ermöglichen. Eine erste Reihe von
Indikatoren wird für den 15. November 1998 festgelegt werden.

Unter Einhaltung der Gesetze und Verordnungen über den Schutz des Privatlebens des Einzelnen verpflichten sich
die Vertragspartner, dem Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung
alle Daten, über die eine vorherige Vereinbarung getroffen worden ist, kostenlos zur Verfügung zu stellen oder, sofern
diese Daten außenstehenden Diensten gehören, ihm den Zugang zu diesen Daten zu erleichtern. Die Vertragspartner
haben ebenfalls Zugang zu diesen Daten.

Art. 4. - § 1. - Der Bericht wird der Föderalregierung sowie den Gemeinschafts- und Regionalregierungen, die
sich zur Übermittlung des Berichts an ihre Räte, Parlamente oder Versammlungen verpflichten, über die in Artikel 9
erwähnte Interministerielle Konferenz « Soziale Eingliederung » übermittelt.

§ 2. - Im Laufe des Monats nach Empfang des Berichts übermittelt ihn die Föderalregierung dem Nationalen
Arbeitsrat und dem Zentralen Wirtschaftsrat, die innerhalb eines Monats insbesondere zu den sie betreffenden
Bereichen Stellung nehmen.

Nach der gleichen Vorgehensweise bitten die Gemeinschaften und Regionen ihre eigenen für diesen Bereich
zuständigen Begutachtungsorgane um Stellungnahme.

§ 3. - Alle Vertragspartner verpflichten sich, eine Debatte über den Inhalt des Berichts und der Stellungnahmen
und insbesondere über die im Bericht enthaltenen Empfehlungen und Vorschläge zu führen.

Art. 5. - § 1. - Zur Umsetzung des Voranstehenden wird ein « Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären
Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung » geschaffen, der folgende Aufgaben hat:

* Informationen über prekäre Lebensumstände, Armut, soziale Ausgrenzung und Zugang zu den Rechten auf der
Grundlage der in Artikel 3 definierten Indikatoren registrieren, systematisieren und analysieren;

* konkrete Empfehlungen und Vorschläge zur Verbesserung der Politik und der Initiativen zur Prävention gegen
prekäre Lebensumstände, zur Armutsbekämpfung und zur sozialen Eingliederung formulieren;

* mindestens alle zwei Jahre einen wie in Artikel 2 definierten Bericht abfassen;

* auf Antrag eines der Vertragspartner oder der Interministeriellen Konferenz « Soziale Eingliederung » oder aus
eigener Initiative Stellungnahmen oder Zwischenberichte zu allen Fragen innerhalb der Aufgabenbereiche des Dienstes
erarbeiten;

* eine strukturelle Konzertierung mit den Meistbenachteiligten organisieren.

§ 2. - Zur Verwirklichung der in Paragraph 1 definierten Zielsetzung bezieht der Dienst die Organisationen, die
Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind, auf strukturelle und beständige Weise in seine Arbeit ein, indem er eine auf
Dialog aufbauende Vorgehensweise verwendet, so wie sie bei der Ausarbeitung des « Allgemeinen Berichts über die
Armut » entwickelt worden ist.

Der Dienst kann sich ebenfalls an jede private oder öffentliche Person oder Organisation mit entsprechender
Sachkenntnis wenden.
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Art. 6. - § 1. - Der Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung
wird als dreisprachige Einrichtung auf föderaler Ebene im Zentrum für Chancengleichheit und Bekämpfung des
Rassismus eingerichtet. Er wird von allen Vertragspartnern bezuschußt. Für das Jahr 1998 wird ihm ein Haushalt von
20 Millionen F zur Verfügung gestellt:

* 15 000 000 F vom Föderalstaat,
* 2 800 000 F von der Flämischen Gemeinschaft und der Flämischen Region,
* 1 700 000 F von der Wallonischen Region (unter Einbeziehung der Französischen Gemeinschaft und der

Deutschsprachigen Gemeinschaft),
* 500 000 F von der Region Brüssel-Hauptstadt (unter Einbeziehung der Gemeinsamen Gemeinschaftskommis-

sion).
Die Höhe der Beträge wird jährlich indexiert. Der Haushalt kann mit Zustimmung aller betroffenen Vertragspart-

ner angepaßt werden, nachdem eine Evaluation stattgefunden hat; diese Anpassung wird durch einen Zusatz zu
vorliegendem Kooperationsabkommen vorgenommen.

Die Beträge werden für den Monat März des Bezugsjahres gezahlt.
§ 2. - Es muß eine permanente und strukturelle Zusammenarbeit zwischen dem Dienst zur Bekämpfung von

Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung und den auf Ebene der Gemeinschaften und Regionen
zuständigen Verwaltungen stattfinden. Zu diesem Zweck werden dem Dienst in der einen oder anderen Form
wissenschaftliche Mitarbeiter von den drei Regionen zur Verfügung gestellt, und zwar 1,5 Vollzeitbeschäftigte von der
Flämischen Region, 1 Vollzeitbeschäftigen von der Wallonischen Region und 2 Vollzeitbeschäftigen von der Region
Brüssel-Hauptstadt. Insofern es sich dabei um Beamte handelt, gehören diese weiterhin zum Personal der Region.

§ 3. - Die Gemeinschaften und Regionen sorgen unter Berücksichtigung ihrer Befugnisse und Haushaltspläne für
die Anerkennung und Förderung von Organisationen, die Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind.

Art. 7. - § 1. - Es wird ein geschäftsführender Ausschuß des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären
Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung mit folgenden Aufgaben eingesetzt:

* Gewährleistung der ordnungsgemäßen Ausführung des vorliegenden Zusammenarbeitsabkommens;
* auf Vorschlag der in Artikel 8 vorgesehenen Begleitkommission können wissenschaftliche Einrichtungen oder

spezialisierte Studiendienste hinzugezogen werden, die dem Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären
Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung anhand ihrer Erfahrung und des ihnen zur Verfügung stehenden
Materials bei der Erfüllung seiner Aufgaben behilflich sein können; in diesem Fall muß eine Vereinbarung mit dem
Zentrum für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus getroffen werden;

* Ausarbeitung für den Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgren-
zung eines Haushaltsentwurfs, der strikt getrennt von der Grunddotation des Zentrums für Chancengleichheit und
Bekämpfung des Rassismus verwaltet wird;

* Planung des Personalbedarfs und insbesondere die Bestimmung der Funktionen des Koordinators.
§ 2. - Der Vorsitzende und der Vize-vorsitzende des geschäftsführenden Ausschusses und der Koordinator des

Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung wohnen den
Versammlungen des Verwaltungsrates des Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus mit
beratender Stimme bei, wenn Themen, die den Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und
sozialer Ausgrenzung betreffen, auf der Tagesordnung stehen.

§ 3. - Neben dem Vertreter des Premierministers, der den Vorsitz des geschäftsführenden Ausschusses innehat,
besteht der Ausschuß aus 12 Mitgliedern, darunter:

* 4 vom Föderalstaat vorgeschlagene Mitglieder,
* 3 von der Flämischen Gemeinschaft und der Flämischen Region vorgeschlagene Mitglieder,
* 2 von der Wallonischen Region in Absprache mit der Französischen Gemeinschaft vorgeschlagene Mitglieder,
* 2 von der Region Brüssel-Hauptstadt in Absprache mit der Gemeinsamen Gemeinschaftkommission vorgeschla-

gene Mitglieder (ein französischsprachiges und ein niederländischsprachiges Mitglied),
* 1 von der Deutschsprachigen Gemeinschaft vorgeschlagenes Mitglied.
Diese Mitglieder werden aufgrund ihrer Fähigkeiten und ihrer Erfahrung in den Bereichen, die Gegenstand des

vorliegenden Kooperationsabkommens sind, ausgewählt. Sie werden von den jeweiligen Regierungen bestimmt und
durch einen im Ministerrat beratenen Königlichen Erlaß für ein erneuerbares Mandat von 6 Jahren ernannt.

§ 4. - Außerdem sind der Direktor und der beigeordnete Direktor des Zentrums für Chancengleichheit und
Bekämpfung des Rassismus sowie der Koordinator des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensum-
ständen und sozialer Ausgrenzung Mitglieder mit beratender Stimme des geschäftsführenden Ausschusses.

Art. 8. - Es wird eine Begleitkommission unter dem Vorsitz des für soziale Eingliederung zuständigen Ministers
oder Staatssekretärs gebildet, die die Arbeiten des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen
und sozialer Ausgrenzung begleitet. Die Begleitkommission wacht ebenfalls über die Anwendung der Methodik und
der Kriterien, die in Artikel 3 vorgesehen sind, sowie über die termingerechte Ausarbeitung des Berichts. Neben den
Mitgliedern des in Artikel 7 vorgesehenen geschäftsführenden Ausschusses besteht die Begleitkommission mindestens
aus:

* 4 vom Nationalen Arbeitsrat vorgeschlagenen Vertretern der Sozialpartner,
* 2 vom Nationalen Krankenkassenkollegium vorgeschlagenen Vertretern der Versicherungsträger,
* 5 von den Organisationen, die Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind, vorgeschlagenen Vertretern, darunter

ein Vertreter der Obdachlosen,
* 3 von der Abteilung « Sozialhilfe » des Städte- und Gemeindeverbands Belgiens vorgeschlagenen Vertretern.
Diese Mitglieder werden aufgrund ihrer Fähigkeiten und ihrer Erfahrung in den Bereichen, die Gegenstand des

vorliegenden Kooperationsabkommens sind, vorgeschlagen. Der geschäftsführende Ausschuß erteilt ihnen ein Mandat
von 6 Jahren.

Art. 9. - Zur Gewährleistung der Konzertierung zwischen den verschiedenen Regierungen tagt die Interministe-
rielle Konferenz « Soziale Eingliederung » mindestens zweimal jährlich.

Unbeschadet der Befugnisse der Behörden, aus denen sich die Interministerielle Konferenz zusammensetzt,
besteht ihre Aufgabe darin, für eine globale, integrierte und koordinierte Vorgehensweise bei der Umsetzung der
Politik zur Prävention gegen prekäre Lebensumstände, zur Armutsbekämpfung und zur sozialen Eingliederung zu
sorgen.

Der Premierminister hat den Vorsitz der Interministeriellen Konferenz inne, die in Zusammenarbeit mit dem für
Soziale Eingliederung zuständigen Minister oder Staatssekretär vorbereitet wird. Sie sind ebenfalls für Folgemaßnah-
men zuständig. Zu diesem Zweck können sie fachkundige Unterstützung von seiten der Zelle « Armut » innerhalb der
Verwaltung der Sozialen Eingliederung und des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen
und sozialer Ausgrenzung anfordern.
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Art. 10. - Im Rahmen der Interministeriellen Konferenz « Soziale Eingliederung » evaluieren die Vertragspartner
jährlich die Arbeit des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung
und die ordnungsgemäße Ausführung des vorliegenden Kooperationsabkommens.

Art. 11. - Durch vorliegendes Kooperationsabkommen soll der Auftrag des Zentrums für Chancengleichheit und
Bekämpfung des Rassismus, so wie er in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Februar 1993 zur Schaffung eines Zentrums
für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus definiert ist, insbesondere in bezug auf die Bekämpfung
jeglicher Form von Ausgrenzung ausgebaut werden. Daher wird die Föderalregierung das Parlament anläßlich der
Erneuerung des Verwaltungsrates des Zentrums auffordern, diesem Ausbau auf der Grundlage der in Artikel 10
vorgesehenen Evaluation Rechnung zu tragen.

Brüssel, den 5. Mai 1998 in 7 Ausfertigungen.
Für den Föderalstaat

J.-L. DEHAENE
Premierminister

M. COLLA
Minister für Volksgesundheit

M. DE GALAN
Ministerin für Soziale Angelegenheiten

M. SMET
Ministerin für Beschäftigung und Arbeit

J. PEETERS
Staatssekretär für Soziale Eingliederung

Für die Flämische Gemeinschaft und die Flämische Region

L. VAN DEN BRANDE
Minister-Präsident

L. PEETERS
Minister für Innere Angelegenheiten, Städtepolitik und Wohnungswesen

L. MARTENS
Minister für Kultur, Familie und Sozialhilfe

Für die Französische Gemeinschaft

L. ONKELINX
Minister-Präsidentin

Für die Deutschsprachige Gemeinschaft

J. MARAITE
Minister-Präsident

K.-H. LAMBERTZ
Minister für Jugend, Ausbildung, Medien und Soziales

Für die Wallonische Region

R. COLLIGNON
Minister-Präsident

W. TAMINIAUX
Minister für Soziale Angelegenheiten

Für die Region Brüssel-Hauptstadt

CH. PICQUE
Minister-Präsident

Für die Gemeinsame Gemeinschaftskommission

R. GRIJP

D. GOSUIN
Mitglieder des Vereinigten Kollegiums, zuständig für die Unterstützung von Personen

Samenwerkingsakkoord tussen de federale Staat, de Gemeenschap-
pen en de Gewesten betreffende de bestendiging van het armoe-
debeleid

Gelet op artikel 77 van de Grondwet;
Gelet op de bijzondere wet van 8 augustus 1980 tot hervorming der

instellingen, inzonderheid op artikel 92bis, § 1, ingevoegd bij de
bijzondere wet van 8 augustus 1988 en gewijzigd bij de wet van
16 juli 1993.
Gelet op de bijzondere wet van 12 januari 1989 met betrekking tot de

Brusselse Instellingen, inzonderheid op artikelen 42 en 63;
Gelet op de wet van 31 december 1983 tot hervorming der

instellingen voor de Duitstalige Gemeenschap, inzonderheid op arti-
kel 55bis, ingevoegd bij de wet van 18 juli 1990 en gewijzigd bij de wet
van 5 mei 1993;
Gelet op de beslissing van het Overlegcomité Federale Regering -

Gemeenschaps- en Gewestregeringen van 3 december 1997;

Accord de coopération entre l’Etat fédéral, les Communautés et les
Régions relatif à la continuité de la politique en matière de
pauvreté

Vu l’article 77 de la Constitution;
Vu la loi spéciale du 8 août 1980 de réforme des institutions,

notamment l’article 92bis, § 1, inséré par la loi spéciale du 8 août 1988
et modifié par la loi spéciale du 16 juillet 1993;

Vu la loi spéciale du 12 janvier 1989 relative aux Institutions
bruxelloises, notament les articles 42 et 63;
Vu la loi du 31 décembre 1983 de réformes institutionelles pour la

Communauté germanophone, notamment l’article 55bis, inséré par la
loi du 18 juillet 1990 et modifié par la loi du 5 mai 1993;

Vu la décision du Comité de concertation Gouvernement fédéral -
Gouvernements des Communautés et des Régions du 3 décembre 1997;
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Overwegende dat bestaansonzekerheid, armoede en sociale, econo-
mische en culturele uitsluiting, zelfs voor één enkele persoon, op een
ernstige manier afbreuk doen aan de waardigheid en aan de gelijke en
vervreemdbare rechten voor alle personen;
Overwegende dat het herstellen van de voorwaarden voor mense-

lijke waardigheid en de uitoefening van de rechten van de mens, zoals
bepaald in de Universele Verklaring van de Rechten van de Mens van
10 december 1948 en in de twee Internationale Verdragen inzake
economische, sociale en culturele rechten en inzake burgerrechten en
politieke rechten van 19 december 1966, een gemeenschappelijk doel is
voor iedere overheid van het land;
Overwegende dat daartoe voortdurende en gecoördineerde inspan-

ningen nodig zijn van elke overheid apart en van allen samen, voor het
uitstippelen, het uitvoeren en het evalueren van het beleid tot
voorkoming van bestaansonzekerheid, tot bestrijding van de armoede
en tot integratie van de personen in de samenleving;
Overwegende dat de sociale zekerheid prioritair is voor het behoud

van de sociale samenhang en voor het voorkomen van bestaansonze-
kerheid, armoede en sociale ongelijkheid en voor de menselijke
emancipatie;
Overwegende dat het nodig is de bestendiging van dit integratiebe-

leid te waarborgen, namelijk door het aanpassen en het ontwikkelen
van de openbare dienstverlening;
Overwegende dat de betrokkenheid van alle personen bij dit

integratiebeleid, reeds bij het uitstippelen ervan, door de overheid moet
gewaarborgd worden;
* de Federale Staat, vertegenwoordigd door de Eerste Minister, de

Minister van Sociale Zaken, de Minister van Tewerkstelling en Arbeid,
belast met het beleid van gelijke kansen voor mannen en vrouwen, de
Minister van Volksgezondheid en Pensioenen en de Staatssecretaris
voor Maatschappelijke Integratie;
* de Vlaamse Gemeenschap en het Vlaamse Gewest, vertegenwoor-

digd door hun Regering, in de persoon van de Minister-President en de
Ministers bevoegd voor de coördinatie van het armoedebeleid en voor
de bijstand aan personen;
* de Franse Gemeenschap, vertegenwoordigd door haar Regering, in

de persoon van de Minister-President;
* de Duitstalige Gemeenschap, vertegenwoordigd door haar Rege-

ring, in de persoon van de Minister-President en de Minister van Jeugd,
Vorming, Media en Sociale Zaken
* het Waals Gewest, vertegenwoordigd door de Minister-President en

de Minister van Sociale Actie;
* het Brussels Hoofdstedelijk Gewest, vertegenwoordigd door de

Minister-President;
* de Gemeenschappelijke Gemeenschapscommissie, vertegenwoor-

digd door de leden van het Verenigd College bevoegd voor Bijstand aan
Personen;
Kwamen het volgende overeen :
Artikel 1 Zonder afbreuk te doen aan hun eigen bevoegdheden

verbinden de ondertekenende partijen zich ertoe hun beleid tot
voorkoming van bestaansonzekerheid, tot bestrijding van de armoede
en tot integratie van de personen in de samenleving voort te zetten en
te coördineren op basis van de hierna volgende principes :
* het realiseren van de sociale rechten, vastgelegd in art. 23 van de

Grondwet;
* een gelijke toegang voor iedereen tot al deze rechten, wat ook

maatregelen van positieve actie kan inhouden;
* het invoeren en versterken van de modaliteiten voor de deelneming

van alle betrokken overheden en personen, inzonderheid van personen
die in armoede leven, aan het uitstippelen, het uitwerken en het
evalueren van dit beleid;
* een beleid van maatschappelijke integratie is een inclusief, globaal

en gecoördineerd beleid, dit wil zeggen dat het moet gevoerd worden
op alle bevoegdheidsgebieden en dat een voortdurende evaluatie van
alle ondernomen en overwogen initiatieven en acties daartoe vereist is.
Art. 2. Daarom verbinden de ondertekenende partijen zich ertoe bij te

dragen elkeen binnen hun bevoegdheden aan een « Verslag over
Bestaansonzekerheid, Armoede, Sociale Uitsluiting en Ongelijke Toe-
gang tot de Rechten, verder ″het Verslag″ genoemd. Dit wordt
tweejaarlijks tegen de maand november opgemaakt door het ″Steun-
punt tot bestrijding van armoede, bestaansonzekerheid en sociale
uitsluiting″, voorzien in artikel 5 van dit akkoord, op basis van de
bijdrage van de partijen. Het verslag wordt in de drie landstalen
opgemaakt.
Het bevat minstens :
* een evaluatie van de evolutie van onzekere levensomstandigheden,

van armoede en van sociale uitsluiting op basis van indicatoren zoals
zij overeenkomstig artikel 3 worden vastgelegd;
* een evaluatie van de daadwerkelijke uitoefening van sociale,

economische, culturele, politieke en burgerrechten alsook van de
ongelijkheid die blijft bestaan wat betreft de toegang tot de rechten;

Considérant que la précarité d’existence, la pauvreté et l’exclusion
sociale, économique et culturelle, fût-ce d’un seul être humain, portent
gravement atteinte à la dignité et aux droits égaux et inaliénables de
tous les êtres humains;
Considérant que la restauration des conditions de la dignité humaine

et de l’exercice des droits de l’Homme définis par la Déclaration
universelle des Droits de l’Homme du 10 décembre 1948 et par les deux
Pactes internationaux relatifs aux droits économiques, sociaux et
culturels, et aux droits civils et politiques du 19 décembre 1966 est un
objectif commun de chaque Autorité du pays;

Considérant que la réalisation de cet objectif passe, notamment, par
un effort constant de chaque Autorité, tant de son côté qu’en
coordination avec les autres pour l’élaboration, la mise en œuvre et
l’évaluation de politiques de prévention de la précarité d’existence, de
lutte contre la pauvreté et d’intégration des personnes dans la société;
Considérant que la sécurité sociale est prioritaire pour le maintien de

la cohésion sociale, pour la prévention de la précarité, de la pauvreté et
des inégalités sociales et pour l’émancipation de l’être humain;

Considérant qu’il importe d’assurer la continuité de ces politiques
d’intégration, notamment par l’adaptation et le développement des
services publics;
Considérant que la participation de toutes les personnes concernées

par ces politiques d’intégration, dès leur élaboration, doit être garantie
par les Autorités;
* l’Etat fédéral, représenté par le Premier Ministre, la Ministre des

Affaires sociales, la Ministre de l’Emploi et du Travail chargée de la
Politique d’Egalité des Chances entre Hommes et Femmes, le Ministre
de la Santé publique et des Pensions et le Secrétaire d’Etat à
l’Intégration sociale;
* la Communauté flamande et la Région flamande, représentées par

son Gouvernement, en la personne du Ministre-Président et des
Ministres chargés de la coordination de la politique pauvreté ainsi que
de l’aide aux personnes;
* la Communauté française, représentée par son Gouvernement en la

personne de la Ministre-Présidente;
* la Communauté germanophone, représentée par son Gouverne-

ment, en la personne du Ministre-Président et du Ministre de la
Jeunesse, de la Formation, des Médias et des Affaires sociales;
* la Région wallonne, représentée par le Ministre-Président et le

Ministre de l’Action sociale;
* la Région de Bruxelles-Capitale, représentée par le Ministre-

Président;
* la Commission communautaire commune, représentée par les

membres du Collège réuni chargés de l’Aide aux Personnes;

Ont convenu ce qui suit :
Article 1er Dans le respect de leurs compétences respectives, les

parties signataires s’engagent à poursuivre et à coordonner leurs
politiques de prévention de la précarité d’existence, de lutte contre la
pauvreté et d’intégration des personnes dans la société, sur la base des
principes suivants :
* la concrétisation des droits sociaux inscrits à l’article 23 de la

Constitution;
* un accès égal pour tous à tous ces droits, ce qui peut également

impliquer des mesures d’action positive;
* l’instauration et le renforcement des modalités de participation de

toutes les Autorités et personnes concernées, en particulier les person-
nes vivant dans un état de pauvreté, à l’élaboration, la mise en œuvre
et l’évaluation de ces politiques;
* une politique d’intégration sociale est une politique transversale,

globale et coordonnée, c’est-à-dire qu’elle doit être menée dans tous les
domaines de compétence et qu’elle requiert une évaluation permanente
de toutes les initiatives et actions entreprises et envisagées.
Art. 2. A cet effet, les parties signataires s’engagent à contribuer,

chacune dans la limite de ses compétences, à l’élaboration d’un Rapport
sur la Précarité, la Pauvreté, l’Exclusion sociale et les Inégalités d’accès
aux droits, ci-après dénommé ″le Rapport″. Celui-ci est rédigé tous les
deux ans pour le mois de novembre par le ″Service de lutte contre la
pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale″ prévu à l’article 5 du
présent accord, sur la base des contributions des parties. Le Rapport est
établi dans les trois langues nationales.

Il contient au moins :
* une évaluation de l’évolution de la précarité des conditions

d’existence, de la pauvreté et de l’exclusion sociale sur la base des
indicateurs définis conformément à l’article 3;
* une évaluation de l’exercice effectif des droits sociaux, économi-

ques, culturels, politiques et civils ainsi que des inégalités qui subsistent
en matière d’accès aux droits;
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* een inventaris en een evaluatie van het beleid en van de acties die
sinds het vorig verslag werden gevoerd;
* concrete aanbevelingen en voorstellen om de toestand van de

betrokken personen op alle in dit artikel bedoelde gebieden zowel op
lange als op korte termijn te verbeteren.
Art. 3. Na overleg met de wetenschappelijke wereld, de bevoegde

administraties en instellingen, de sociale partners en de organisaties
waar de armen het woord nemen, zullen de ondertekenende partijen
onderzoeken welke kwantitatieve en kwalitatieve indicatoren en
instrumenten kunnen gebruikt en/of uitgewerkt worden om de
evolutie op alle in artikel 2 bedoelde gebieden te analyseren, opdat de
bevoegde overheden op de meest passende manier kunnen ingrijpen.
Een eerste reeks indicatoren zal worden vastgelegd voor 15 novem-
ber 1998.
Zonder afbreuk te doen aan de wetten en reglementen betreffende de

bescherming van de persoonlijke levenssfeer van de individuen,
verbinden de ondertekenende partijen zich ertoe alle gegevens waar-
over een voorafgaand akkoord wordt bereikt kosteloos ter beschikking
te stellen van het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaanson-
zekerheid en sociale uitsluiting″ of de toegang tot deze gegevens te
vergemakkelijken, indien ze behoren tot externe diensten. De onderte-
kenende partijen hebben ook toegang tot deze gegevens.
Art. 4. § 1. Het Verslag wordt via de Interministeriële Conferentie

Sociale Integratie vermeld in artikel 9 overhandigd aan de federale
Regering en aan de Regeringen van de Gemeenschappen en van de
Gewesten, die zich ertoe verbinden het aan hun Raden, Parlementen of
Vergaderingen te bezorgen.
§ 2. De Federale Regering bezorgt het Verslag binnen de maand na

ontvangst aan de Nationale Arbeidsraad en de Centrale Raad voor het
Bedrijfsleven die op hun beurt binnen de maand advies uit brengen,
namelijk over de gebieden die tot hun taken behoren. De Gemeenschap-
pen en Gewesten vragen eveneens advies aan hun adviesorganen die
op dit vlak bevoegd zijn volgens dezelfde procedure.
§ 3 Alle ondertekenende partijen verbinden er zich toe een debat te

houden over de inhoud van het verslag en van de adviezen, inzonder-
heid over de aanbevelingen en voorstellen van het verslag.
Art. 5. § 1. Om het voorgaande te kunnen realiseren wordt een

″Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaansonzekerheid en
sociale uitsluiting″ opgericht, belast met de volgende opdrachten :
* informatie over bestaansonzekerheid, armoede, sociale uitsluiting

en toegang tot de rechten inventariseren, systematiseren en analyseren
op basis van de indicatoren, zoals bepaald in artikel 3;
* concrete aanbevelingen en voorstellen doen om het beleid en de

initiatieven tot voorkoming van bestaansonzekerheid, tot bestrijding
van de armoede en tot integratie van de personen in de samenleving te
verbeteren;
* minstens om de twee jaar een Verslag zoals bedoeld in artikel 2

opmaken;
* op verzoek van één van de ondertekenende partijen, van de

Interministeriële Conferentie Sociale Integratie of op eigen initiatief
adviezen uitbrengen of interimverslagen opmaken over ieder vraag-
stuk dat betrekking heeft op een gebied dat tot zijn opdrachten behoort.
* structureel overleg organiseren met de armsten.
§ 2. Om de doelstellingen van § 1 waar te maken betrekt het

Steunpunt de verenigingen waar de armen het woord nemen op een
structurele en bestendige manier bij zijn werkzaamheden, hierbij
gebruikmakend van de dialoogmethode zoals ze ontwikkeld werd bij
het tot standkomen van het « Algemeen Verslag over de Armoede ».

Het Steunpunt kan ook een beroep doen op alle personen en op
openbare of privé organisaties die op dit vlak deskundig zijn.
Art. 6. § 1. Het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaanson-

zekerheid en sociale uitsluiting″ wordt opgericht als drietalige instel-
ling op federaal niveau, bij het Centrum voor Gelijkheid van Kansen en
Racismebestrijding. Het wordt gesubsidieerd door alle betrokken
partijen. Voor 1998 wordt een budget ter beschikking gesteld van
20 miljoen frank :
* 15.000.000 BF door de federale Staat;
* 2.800.000 BF door de Vlaamse Gemeenschap en het Vlaamse

Gewest;
* 1.700.000 BF door het Waals Gewest (in overleg met de Franse en de

Duitstalige Gemeenschap);
* 500.000 BF door het Brussels Hoofdstedelijk Gewest (in overleg met

de Gemeenschappelijke Gemeenschapscommissie).
De bedragen worden jaarlijks geı̈ndexeerd. Het budget kan mits

akkoord van alle betrokken partijen worden aangepast na evaluatie
door middel van een aanhangsel bij dit samenwerkingsakkoord.
De bedragen worden gestort voor maart van het jaar waarop ze

betrekking hebben.

* un inventaire et une évaluation des politiques et des actions menées
depuis le précédent rapport;
* des recommandations et des propositions concrètes en vue

d’améliorer la situation des personnes concernées dans tous les
domaines visés au présent article, tant à long terme qu’à court terme.
Art. 3. Après concertation avec le monde scientifique, les administra-

tions et institutions compétentes, les interlocuteurs sociaux et les
organisations dans lesquelles les personnes les plus démunies s’expri-
ment, les parties signataires examineront quels sont les indicateurs
quantitatifs et qualitatifs et les instruments qui peuvent être utilisés
et/ou élaborés afin d’analyser l’évolution dans tous les domaines visés
à l’article 2 de façon à permettre auxAutorités compétentes d’intervenir
de la manière la plus adéquate. Une première série d’indicateurs sera
déterminée pour le 15 novembre 1998.
Dans le respect des lois et règlements relatifs à la protection de la vie

privée des individus, les parties signataires s’engagent à mettre
gratuitement à la disposition du Service de lutte contre la Pauvreté, la
Précarité et l’Exclusion sociale, toutes les données au sujet desquelles
un accord préalable sera intervenu, ou à faciliter l’accès à ces données
si elles appartiennent à des services extérieurs. Les parties signataires
ont également accès à ces données.

Art. 4. § 1er. Le Rapport est remis via la Conférence interministérielle
de l’Intégration sociale mentionnée à l’article 9 au Gouvernement
fédéral ainsi qu’aux Gouvernements des Communautés et des Régions,
qui s’engagent à le transmettre à leurs Conseils, Parlements ou
Assemblées.
§ 2. Dans le mois qui suit sa réception, le Rapport est transmis par le

Gouvernement fédéral au Conseil National du Travail et au Conseil
Central de l’Economie, qui rendent un avis dans le mois, à propos
notamment des domaines qui relèvent de leurs missions. Selon la même
procédure, les Communautés et les Régions demandent également un
avis à leurs propres organes d’avis compétents dans ce domaine.
§ 3. Toutes les parties signataires s’engagent à tenir un débat relatif au

contenu du Rapport et des avis et, en particulier, aux recommandations
et propositions formulées dans le rapport.
Art. 5. § 1er. Afin de mettre en œuvre ce qui précède un « Service de

lutte contre la Pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale″ est créé avec
pour missions de :
* répertorier, systématiser et analyser les informations en matière de

précarité d’existence, de pauvreté, d’exclusion sociale et d’accès aux
droits sur la base des indicateurs définis conformément à l’article 3;
* formuler des recommandations et des propositions concrètes en vue

d’améliorer les politiques et les initiatives de prévention de la précarité
d’existence, de lutte contre la pauvreté et d’intégration des personnes
dans la société;
* rédiger, au moins tous les deux ans, un Rapport tel que défini à

l’article 2;
* à la demande d’une des parties signataires, de la Conférence

interministérielle pour l’Intégration sociale ou d’initiative, émettre des
avis ou rédiger des rapports intérimaires sur toute question relative aux
domaines relevant de ses missions;
* organiser une concertation structurelle avec les plus démunis.
§ 2. Pour réaliser les objectifs définis sous § 1, le Service associe d’une

manière structurelle et continue à ses travaux les organisations dans
lesquelles les personnes les plus démunies s’expriment, en faisant
usage de la méthodologie basée sur le dialogue, telle qu’elle a été
développée lors de l’élaboration du « Rapport Général sur la Pau-
vreté ».

Le Service peut également faire appel à toute personne ou
organisation publique ou privée ayant expertise en la matière.
Art. 6. § 1er. Le Service de lutte contre la Pauvreté, la Précarité et

l’Exclusion sociale est trilingue et est créé au niveau fédéral, au Centre
pour l’Egalité des Chances et la Lutte contre le Racisme. Il est subsidié
par tous les partenaires. Pour 1998, un budget de vingt millions de
francs est mis à disposition :

* 15.000.000 francs par l’Etat fédéral;
* 2.800.000 francs par la Communauté flamande et la Région

flamande;
* 1.700.000 francs par la Région wallonne (en concertation avec les

Communautés française et germanophone);
* 500.000 francs par la Région de Bruxelles-Capitale (en concertation

avec la Commission communautaire commune).
Les montants sont indexés annuellement. Le budget peut être adapté

moyennant l’accord de toutes les parties concernées après évaluation,
par un avenant au présent accord de coopération.
Les montants sont versés pour le mois de mars de l’année à laquelle

ils se rapportent.
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§ 2. Er moet een permanente en structurele samenwerking zijn tussen
het Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaansonzekerheid en
sociale uitsluiting en de bevoegde administraties van de Gemeenschap-
pen en Gewesten. Daartoe worden aan het ″Steunpunt tot bestrijding
van armoede, bestaansonzekerheid en sociale uitsluiting″ wetenschap-
pelijke medewerkers onder één of andere vorm ter beschikking gesteld
door de drie Gewesten, namelijk 1,5 full-time equivalent door het
Vlaams Gewest, 1 full-time equivalent door het Waals Gewest en
1/2 full-time equivalent door het Brussels Hoofdstedelijk Gewest.
Indien het om ambtenaren gaat blijven deze deel uitmaken van het
personeel van het Gewest.
§ 3. De Gemeenschappen en de Gewesten zorgen, in volle respect

voor elkanders bevoegdheden en budgetten, voor de erkenning en
aanmoediging van organisaties waar armen het woord nemen.
Art. 7. § 1. Een Beheerscomité wordt bij het ″Steunpunt tot bestrijding

van armoede, bestaansonzekerheid en sociale uitsluiting″ opgericht,
met de volgende opdrachten :
* ervoor zorgen dat dit samenwerkingsakkoord correct wordt

uitgevoerd;
* op voorstel van de Begeleidingscommissie, voorzien in artikel 8,

beroep doen op wetenschappelijke instellingen of gespecialiseerde
studiediensten die, gelet op hun ervaring en het materieel waarover zij
beschikken, het ″ Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaanson-
zekerheid en sociale uitsluiting″ kunnen bijstaan in het vervullen van
zijn taken. In dit geval moet een overeenkomst worden gesloten met het
Centrum voor Gelijkheid van Kansen en voor Racismebestrijding
* het opmaken voor het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede,

bestaansonzekerheid en sociale uitsluiting″ van een ontwerp van
budget waarvan het beheer strikt gescheiden is van de organieke
dotatie voor het Centrum voor Gelijkheid van Kansen en Racismebe-
strijding;
* het bepalen van het personeelsbehoeftenplan en inzonderheid het

functieprofiel van de coördinator.
§ 2. De Voorzitter en de Ondervoorzitter van het Beheerscomité en de

coördinator van het Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaans-
onzekerheid en sociale uitsluiting wonen de vergaderingen van de
Raad van Beheer van het Centrum voor Gelijkheid van Kansen en
Racismebestrijding bij met raadgevende stem, wanneer punten die
betrekking hebben op het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede,
bestaansonzekerheid en sociale uitsluiting″ op de agenda staan.
§ 3. Naast de vertegenwoordiger van de Eerste Minister die het

Beheerscomité voorzit, telt dit comité 12 leden onder wie :
* 4 leden voorgedragen door de federale Staat;
* 3 leden voorgedragen door de Vlaamse Gemeenschap en het

Vlaamse Gewest;
* 2 leden voorgedragen door het Waals Gewest in overleg met de

Franse Gemeenschap;
* 2 leden voorgedragen door het Brussels Hoofdstedelijk Gewest in

overleg met de Gemeenschappelijke Gemeenschapscommissie, onder
wie één Nederlandstalige en één Franstalige;
* 1 lid voorgedragen door de Duitstalige Gemeenschap.
Deze leden worden aangesteld op grond van hun deskundigheid en

ervaring op de in dit samenwerkingsakkoord bedoelde gebieden. Ze
worden door de respectieve Regeringen aangesteld en bij een in
Ministerraad overlegd koninklijk besluit benoemd voor een hernieuw-
baar mandaat van 6 jaar.
§ 4. Daarnaast zijn de Directeur en de Adjunct-directeur van het

Centrum voor Gelijkheid van Kansen en voor Racismebestrijding
alsook de coördinator van het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede,
bestaansonzekerheid en sociale uitsluiting″ leden van het Beheersco-
mité met raadgevende stem.
Art. 8. Er wordt een Begeleidingscommissie opgericht onder voorzit-

terschap van de minister of staatssecretaris die Maatschappelijke
Integratie onder zijn bevoegdheid heeft, die de werkzaamheden van
het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaansonzekerheid en
sociale uitsluiting″ begeleidt. De Begeleidingscommissie bewaakt ook
de methodologie en criteria zoals bepaald in artikel 3, evenals de
vooruitgang van het Verslag. De Begeleidingscommissie bestaat uit de
leden van het Beheerscomité, voorzien in artikel 7, minstens aangevuld
met :
* 4 vertegenwoordigers van de sociale partners, voorgedragen door

de Nationale Arbeidsraad;
* 2 vertegenwoordigers van de ziekteverzekeringsinstellingen, voor-

gedragen door het Nationaal Intermutualistisch College;
* 5 vertegenwoordigers voorgedragen door de organisaties waar de

armen het woord nemen, waaronder een vertegenwoordiger van de
daklozen;
* 3 vertegenwoordigers voorgedragen door de afdeling Maatschap-

pelijk Welzijn van de Vereniging van Belgische Steden en Gemeenten.

§ 2. Une collaboration permanente et structurelle doit avoir lieu entre
le Service de Lutte contre la Pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale
et les administrations compétentes au niveau des Communautés et des
Régions. A cette fin, des collaborateurs scientifiques sont mis, sous une
forme ou une autre, à la disposition du Service par les trois Régions, à
savoir : 1,5 équivalent temps plein par la Région flamande, 1 équivalent
temps plein par la Région wallonne et 1/2 équivalent temps plein par
la Région de Bruxelles-Capitale. S’il s’agit de fonctionnaires, ceux-ci
continuent à faire partie du personnel de la Région.

§ 3. Dans le respect de leurs compétences et de leurs budgets, les
Communautés et les Régions veillent à reconnaı̂tre et à encourager des
organisations dans lesquelles des personnes démunies s’expriment.
Art. 7. § 1. Un Comité de Gestion du Service de lutte contre la

Pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale est mis en place avec les
missions suivantes :
* la garantie de la bonne exécution du présent accord de coopération;

* sur proposition de la Commission d’Accompagnement prévue à
l’article 8, la faculté de recourir à des établissements scientifiques ou à
des services d’étude spécialisés qui, étant donnée leur expérience et le
matériel dont ils disposent, peuvent assister le Service de lutte contre la
Pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale dans l’accomplissement de
ses missions; dans ce cas, une convention doit être conclue avec le
Centre pour l’Egalité des Chances et la Lutte contre le Racisme;
* l’élaboration pour le Service de lutte contre la Pauvreté, la Précarité

et l’Exclusion sociale d’un projet de budget dont la gestion est
strictement séparée de la dotation organique du Centre pour l’Egalité
des Chances et la Lutte contre le Racisme;

* la détermination du programme des besoins en personnel et en
particulier du profil des fonctions du coordinateur.
§ 2. Le Président et le Vice-Président du Comité de Gestion et le

coordinateur du Service de lutte contre la pauvreté, la Précarité en
l’Exclusion assistent avec voix consultative aux assemblées du Conseil
d’administration du Centre pour l’Egalité des Chances et la Lutte contre
le Racisme quand des points concernant le Service de lutte contre la
Pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale sont à l’ordre du jour.

§ 3. Outre le Représentant du Premier Ministre qui le préside, le
Comité de Gestion se compose de 12 membres, parmi lesquels :
* 4 membres présentés par l’Etat fédéral;
* 3 membres présentés par la Communauté flamande et la Région

flamande;
* 2 membres présentés par la Région wallonne en concertation avec la

Communauté française;
* 2 membres présentés par la Région bruxelloise en concertation avec

la Commission communautaire commune, dont un néerlandophone et
un francophone;
* 1 membre présenté par la Communauté germanophone.
Ces membres sont désignés en fonction de leurs compétences et de

leur expérience dans les domaines visés par le présent accord de
coopération. Ils sont désignés par les Gouvernements respectifs, et sont
nommés pour un mandat renouvelable de 6 ans par un arrêté royal
délibéré en Conseil des Ministres.
§ 4. En outre, le Directeur et le Directeur adjoint du Centre pour

l’Egalité des Chances et la Lutte contre le Racisme ainsi que le
coordinateur du Service de Lutte contre la Pauvreté, la Précarité et
l’Exclusion sociale sont membres avec voix consultative du Comité de
Gestion.
Art. 8. Il est créé une Commission d’Accompagnement qui, sous la

présidence du Ministre ou Secrétaire d’Etat compétent pour l’Intégra-
tion sociale, accompagne les travaux du Service de Lutte contre la
Pauvreté, la Précarité et l’Exclusion sociale. La Commission d’Accom-
pagnement veille également au respect de la méthodologie et des
critères prévus à l’article 3, ainsi qu’au bon avancement du Rapport. La
Commission d’accompagnement est composée des membres du Comité
de Gestion prévu à l’article 8, auxquels viennent s’ajouter, au moins :

* 4 représentants des interlocuteurs sociaux, présentés par le Conseil
National du Travail;
* 2 représentants des organismes assureurs, présentés par le Collège

Intermutualiste National;
* 5 représentants présentés par les organisations dans lesquelles les

personnes les plus démunies s’expriment, dont un représentant des
sans-abri;
* 3 représentants présentés par la Section Aide sociale de l’Union des

Villes et des Communes belges.
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Deze vertegenwoordigers worden voorgedragen op grond van hun
deskundigheid en ervaring op de in dit samenwerkingsakkoord
bedoelde gebieden.Het Beheerscomité verleent hen een mandaat van
6 jaar.
Art. 9. Om overleg tussen de verschillende Regeringen te waarbor-

gen, komt de Interministeriële Conferentie Sociale Integratie minstens
tweemaal per jaar bijeen.
Zonder afbreuk te doen aan de bevoegdheden van de overheden

waaruit zij is samengesteld, heeft zij tot taak te zorgen voor een globale,
geı̈ntegreerde en gecoördineerde benadering van het beleid tot voor-
koming van bestaansonzekerheid, tot bestrijding van de armoede en tot
integratie van de personen in de samenleving.
Zij wordt door de Eerste Minister voorgezeten en voorbereid in

samenwerking met de minister of staatssecretaris die de Maatschappe-
lijke Integratie onder zijn bevoegdheid heeft. Zij staan ook in voor de
opvolging ervan. Daartoe doen zij een beroep op de deskundige hulp
van de Cel Armoede binnen het Bestuur Maatschappelijke Integratie en
van het ″Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaansonzekerheid
en sociale uitsluiting″.
Art. 10. In het kader van de Interministeriële Conferentie Sociale

Integratie zullen de ondertekenende partijen de werking van het ″
Steunpunt tot bestrijding van armoede, bestaansonzekerheid en sociale
uitsluiting″ en van dit samenwerkingsakkoord jaarlijks evalueren.

Art. 11. Het huidig samenwerkingsakkoord streeft er toe de opdracht
van het Centrum voor Gelijkheid van Kansen en Racismebestrijding
haar taak te bevestigen zoals omschreven in artikel 2 van de wet van
15 februari 1993 over de oprichting van een Centrum voor Gelijkheid
van Kansen en Racismebestrijding, in het bijzonder voor de bevoegd-
heid aangaande de strijd tegen elke vorm van uitsluiting. Dat is dan
ook de reden waarom, bij het hernieuwen van de Raad van beheer van
het Centrum, de federale regering het Parlement zal uitnodigen
rekening te houden met deze bevestiging op basis van de evaluatie
voorzien door artikel 10.
Gedaan te Brussel, op 5 mei 1998, in 7 exemplaren.

Voor de Federale Staat :

J.-L. DEHAENE,
Eerste Minister

M. COLLA,
Minister van Volksgezondheid

M. DE GALAN,
Minister van Sociale Zaken

M. SMET,
Minister van Tewerkstelling en Arbeid

J. PEETERS,
Staatssecretaris voor Maatschappelijke Integratie

Voor het Vlaams Gewest en de Vlaamse Gemeenschap :

L. VAN DEN BRANDE,
Minister-President

L. PEETERS,
Minister van Binnenlandse Aangelegenheden, Stedelijk Beleid

en Huisvesting

L. MARTENS,
Minister van Cultuur, Gezin en Welzijn

Voor de Franse Gemeenschap :

L. ONKELINX,
Minister-President

Voor de Duitstalige Gemeenschap :

J. MARAITE,
Minister-President

K.-H. LAMBERTZ,
Minister van Jeugd, Vorming, Media

en Sociale Zaken

Ces représentants sont proposés en fonction de leurs compétences et
de leur expérience dans les domaines visés par le présent accord de
coopération. Le Comité de Gestion leur octroie un mandat de 6 ans.

Art. 9. En vue de garantir la concertation entre les différents
Gouvernements, la Conférence interministérielle de l’Intégration sociale
se réunit au moins deux fois par an.
Dans le respect des compétences des Autorités qui la composent, elle

a pour mission de veiller à une approche globale, intégrée et
coordonnée des politiques de prévention de la précarité d’existence, de
lutte contre la pauvreté et d’intégration des personnes dans la société.

Elle est présidée par le Premier Ministre et préparée en collaboration
avec le Ministre ou Secrétaire d’Etat qui a l’Intégration sociale dans ses
attributions. Ils en assurent également le suivi. A cet effet, ils font appel
à la compétence de la Cellule Pauvreté au sein de l’Administration de
l’Intégration sociale et du Service de lutte contre la Pauvreté, la
Précarité et l’Exclusion sociale.

Art. 10. Dans le cadre de la Conférence interministérielle de
l’Intégration sociale, les parties signataires évalueront annuellement le
fonctionnement du Service de lutte contre la Pauvreté, la Précarité et
l’Exclusion sociale et la bonne exécution du présent accord de
coopération.

Art. 11. Le présent accord de coopération vise à renforcer la mission
du Centre pour l’Egalité des Chances et la Lutte contre le Racisme, telle
que définie à l’article 2 de la loi du 15 février 1993 créant un Centre pour
l’Egalité des Chances et la Lutte contre le Racisme, en particulier dans
le domaine de la lutte contre toute forme d’exclusion. C’est pourquoi, à
l’occasion du renouvellement du Conseil d’administration du Centre, le
Gouvernement fédéral invitera le Parlement à tenir compte de ce
renforcement sur la base de l’évaluation prévue à l’article 10.

Fait à Bruxelles, le 5 mai 1998, en 7 exemplaires.

Pour l’Etat fédéral :

J.-L. DEHAENE,
Premier Ministre

M. COLLA,
Ministre de la Santé publique

M. DE GALAN,
Ministre des Affaires sociales

M. SMET,
Ministre de l’Emploi et du Travail

J. PEETERS,
Secrétaire d’Etat à l’Intégration sociale

Pour la Communauté flamande et la Région flamande :

L. VAN DEN BRANDE,
Ministre-Président

L. PEETERS,
Ministre des Affaires intérieures, de la Politique urbaine

et du Logement

L. MARTENS,
Ministre de la Culture, de la Famille et de l’Aide sociale

Pour la Communauté française :

L. ONKELINX,
Ministre-Présidente

Pour la Communauté germanophone :

J. MARAITE,
Ministre-Président

K.-H. LAMBERTZ,
Ministre de la Jeunesse, de la Formation, des Médias

et des Affaires sociales

26591MONITEUR BELGE — 10.07.1999 — Ed. 2 — BELGISCH STAATSBLAD



Voor het Waals Gewest :

R. COLLIGNON,
Minister-President

W. TAMINIAUX,
Minister van Sociale Actie

Voor het Brussels Hoofdstedelijk Gewest :

CH. PICQUE,
Minister-President

Voor de Gemeenschappelijke Gemeenschapscommissie :

R. GRIJP,

D. GOSUIN,
Leden van het Verenigd College bevoegd voor Bijstand aan Personen

REGION WALLONNE — WALLONISCHE REGION — WAALS GEWEST

MINISTERE DE LA REGION WALLONNE

[C − 99/27369]F. 99 — 2286
1er AVRIL 1999. — Décret portant assentiment à l’accord de coopération entre l’Etat fédéral,

les Communautés et les Régions relatif à la continuité de la politique en matière de pauvreté (1)

Le Conseil régional wallon a adopté et Nous, Gouvernement, sanctionnons ce qui suit :

Article 1er. Le présent décret règle des matières visées à l’article 39 de la Constitution.

Art. 2. Il est porté assentiment à l’accord de coopération du 5 mai 1998 relatif à la continuité de la politique en
matière de pauvreté.

Promulguons le présent décret, ordonnons qu’il soit publié au Moniteur belge.
Namur, le 1er avril 1999.

Le Ministre-Président du Gouvernement wallon,
chargé de l’Economie, du Commerce extérieur, des P.M.E, du Tourisme et du Patrimoine,

R. COLLIGNON

Le Ministre de l’Aménagement du Territoire, de l’Equipement et des Transports,
M. LEBRUN

Le Ministre des Affaires intérieures et de la Fonction publique,
B. ANSELME

Le Ministre du Budget et des Finances, de l’Emploi et de la Formation,
J.-Cl. VAN CAUWENBERGHE

Le Ministre de l’Environnement, des Ressources naturelles et de l’Agriculture,
G. LUTGEN

Le Ministre de l’Action sociale, du Logement et de la Santé,
W. TAMINIAUX

Le Ministre de la Recherche, du Développement technologique, du Sport et des Relations internationales,
W. ANCION

Note

(1) Session 1998-1999
Documents du Conseil 436 (1998-1999), nos 1 et 2.
Compte rendu intégral, séance publique du 17 mars 1999.
Discussion - Vote.

ÜBERSETZUNG
MINISTERIUM DER WALLONISCHEN REGION

[C − 99/27369]D. 99 — 2286
1. APRIL 1999 — Dekret zur Zustimmung zum Kooperationsabkommen zwischen dem Föderalstaat,

den Gemeinschaften und den Regionen über die Kontinuität der Politik im Bereich Armut (1)

Der Wallonische Regionalrat hat Folgendes angenommen und Wir, Regierung, sanktionieren es :

Artikel 1 - Das vorliegende Dekret regelt in Artikel 39 der Verfassung erwähnte Bereiche.

Pour la Région wallonne :

R. COLLIGNON,
Ministre-Président

W. TAMINIAUX,
Ministre de l’Action sociale

Pour la Région de Bruxelles-Capitale :

CH. PICQUE,
Ministre-Président

Pour la Commission communautaire commune :

R. GRIJP,

D. GOSUIN,
Membres du Collège réuni chargés de l’Aide aux Personnes
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